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Niederschrift





über die die 20. Sitzung des Rechts- und Verfassungsausschusses 


des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt am Mittwoch, dem 21.4.1999, 


in der Landesgeschäftsstelle, Sternstraße 3, 39104 Magdeburg











Beginn:	10.00 Uhr


Ende:		13.45 Uhr








Anwesenheit:





Mitglieder:





Frau Schindler (Vorsitzende)		Bürgermeisterin, Stadt Wanzleben


Herr Bammel				Verwaltungsamtsleiter, VG Jeetze-Ohre-Drömling


Herr Bernicke				Bürgermeister, Stadt Genthin,


Herr v. Donat				Rechtsamtsleiter, Stadt Hettstedt


Herr Bezdiczka			Verwaltungsamtsleiter, VG Heideck-Prettin


Herr Dieterich				Verwaltungsamtsleiter, VG Gardelegen-Land


Herr Erben				Verwaltungsamtsleiter, Teuchener Land


Herr Dr. Huber			Verwaltungsamtsleiter, VG Hamersleben


Herr Kleefeld				Rechtsamtsleiter, Stadt Stendal


Frau Schäfer,				Verwaltungsamtsleiterin, VG Tangerhütte Land


Herr Thiel				Bürgermeister, Stadt Sandersdorf





stellv. Mitglieder:





Herr Halang				Bürgermeister, Gemeinde Ilberstedt


Herr Jantsch				Rechtsamtsleiter, Stadt Magdeburg


Frau Pelz				Rechtsamtsleiterin, Stadt Eisleben


Herr Stegmann			Dezernent, Stadt Schönebeck








Landesgechäftsstelle:





Herr Dr. Kregel			Landesgeschäftsführer (zeitweise)


Frau Becker				Referentin (zeitweise)


Herr Wolf				Referent











Abwesenheit:





Herr Bliedtner	 (stellv.Vorsitzender)	Bürgermeister, Stadt Theißen


Herr Platz				Bürgermeister, Stadt Dessau


Frau Pötzsch				Bürgermeisterin, Stadt Taucha


Herr Scheller				Rechtsamtsleiter, Stadt Quedlinburg








Tagesordnung:





Der Ausschuß verständigt sich aus aktuellem Anlaß auf folgende geänderte Tagesordnung:





Genehmigung der Niederschrift über die 19. Sitzung am 3.6.1998, Ausschußbesetzung





Aktueller Stand – Kinderbetreuungsgesetz (KiBeG)





Neugliederung der Amtsgerichtsbezirke





Erfahrungsaustausch zur Neuregelung der Berufungszulassung in der VWGO





Gemeindewirtschaftsrecht – neuester Stand – 





Abwasserbeseitigungspflicht auf Landkreisebene





Stand der vom Prozeßkostenfonds des SGSA unterstützten Klagen





Anfragen/Anregungen











Zu TOP 1- 	Genehmigung der Niederschrift über die 19. Sitzung am 3.6.1998 -


Ausschußbesetzung





Frau Schindler stellt fest, daß gegen die Niederschrift der 19. Sitzung des Rechts- und Verfassungsausschusses im schriftlichen Verfahren keine Einwände erhoben worden sind. Auch jetzt erheben die Mitglieder des Rechts- und Verfassungsausschusses keine Einwände. Damit ist die Niederschrift genehmigt. 





Frau Schäfer weist darauf hin, daß sie noch keine(n) Stellvertreter(-in) hat. Frau Schäfer wird Herrn Wolf telefonisch Vorschläge mitteilen. 





Zu TOP 2 –	Aktueller Stand Kinderbetreuungsgesetz 





Einführend weist Frau Schindler darauf hin, daß die beiden Verordnungen gemäß § 17 Abs. 6 KiBeG vom Ministerium noch nicht erlassen worden sind. Für sie ist fraglich, wann und in welchem Umfang weitere Kündigungen ausgesprochen werden müssen. Bedauerlicherweise schweigt zu diesem Thema der Arbeitgeberverband und verweist auf den SGSA.





Frau Becker stellt fest, daß die Höhe der Pauschale bezüglich der Betreuung von Kindern mit Behinderungen und Benachteiligungen in einer Verordnung geregelt wird. Die Landesgeschäftsstelle bezweifelt, ob das Land zur Regelung der integrativen Betreuung von Kindern im Rahmen einer Verordnung ermächtigt ist. Gemäß § 10 Abs. 2 Satz 2 KJHG geht das KJHG dem BSHG insoweit vor. Ein Zuständigkeitsvorbehalt zugunsten des Landes besteht nicht. Diese Frage ist auch Gegenstand zweier laufender Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt. 





Ob auch das Förderverfahren in einer Verordnung geregelt wird, stellt Frau Becker in Frage. Zur Diskussion steht, das Förderverfahren in einer Vereinbarung zu regeln, um auf diese Art und Weise eine detaillierte Verordnungsregelung zu vermeiden. Laut Gesetz ist die Förderung nur abhängig vom betreuten Platz. Gleichwohl versucht das Ministerium über die Förderung Einfluß auf den Personalschlüssel zu nehmen. In dieser Frage muß eine Einigung noch erzielt werden. 





Frau Schindler spricht die Frage der Personalvorhaltung für die 10stündige Betreuung in der Kindertageseinrichtung an. 





Frau Becker sagt, daß zu dieser Frage vom Land ein klärender Erlaß zu erwarten ist. Nach ihren Informationen geht sie davon aus, daß es zu einer Erhöhung der Personalvorhaltung nicht kommt. Das Ministerium dürfte insoweit nicht der gewerkschaftlichen Position folgen.





Frau Schindler weist noch einmal auf die Dringlichkeit des klarstellenden Erlasses hin. Auch die Personalräte in den Einrichtungen entscheiden erst, wenn der Erlaß des Landes vorliegt. 





Herr Dieterich spricht die Volksinitiative zum Kinderbetreuungsgesetz an. Das Thema soll im Juni im Landtag behandelt werden.





Herr Bernicke sagt, daß es nach seiner Information zu keiner Änderung des Kinderbetreuungsgesetzes kommen wird. Er bedauert, daß bei weiteren Kündigungen das Personal in den Einrichtungen vollkommen überaltert ist. Sollte das Gesetz so kommen wie es zur Zeit beabsichtigt ist, sind weitere 25 % der Mitarbeiter zu entlassen. Ob Elternbeiträge tatsächlich erhoben werden können, ist fraglich.





Frau Schindler bestätigt, daß ein Spareffekt in der Einrichtung nur über Personaleinsparungen erreicht werden kann.





Herr Erben stellt fest, daß Standards abgebaut werden müssen. Man könne nur von ”Mindeststandards” ausgehen. Das Personalproblem wird zur Zeit über Arbeitszeitverkürzungen gelöst. 





Frau Pelz stellt die Frage, was bei 13/14 Kindern an Personal in der Einrichtung vorgehalten werden muß. Wird der Personalbedarf dann durch eine Quotelung ermittelt?





Frau Schindler berichtet, daß das Personalproblem mal versucht wurde über Arbeitszeitkonten zu lösen. Dieses Verfahren ist aber bei der Gewährung der Pauschale nicht anerkannt worden.





Herr Thiel bestätigt, daß die soziale Auswahl bei Kündigungen zu einer Überalterung des Personals führt. Es ist daher versucht worden, im Rahmen der sozialen Auswahl eine Altersgruppenregelung zu schaffen. Diese ist aber vom Arbeitsgericht nicht anerkannt worden.





Herr Kleefeld bestätigt, daß eine Auswahl nach Altersgruppen bei der Sozialauswahl vom Gericht nicht anerkannt wird. In den stendaler Einrichtungen sind zur Zeit noch 180 bis 200 Erzieherinnen beschäftigt. Im Wege der Änderungskündigung wird versucht, die Stundenzahl von 30 auf 26 zu senken.





Herr Jantsch besteht darauf, daß das Land den Erlaß macht, um dann anschließend in eine Sachdiskussion eintreten zu können.





Herr Kleefeld berichtet, wie das Orchesterpersonal in Stendal abgebaut wurde. Von seiten des Gerichts wird nicht der Haushaltsplan mit Stellenplan überprüft. Dies muß der Ausgangspunkt der Kündigungen sein. 





Zu TOP 3 – 	Neugliederung der Amtsgerichtsbezirke





Frau Schindler weist darauf hin, daß die Stadt Wanzleben selbst betroffen ist. Für sie stellt sich die Frage nach der Effektivität der Gerichte. Kleine Gerichte entscheiden schneller. Das Gericht muß für den Bürger erreichbar sein. Anderenfalls entfremdet sich die Justiz vom Bürger. Gleichzeitig sind Großgerichte anonym. Auch die Amtsgerichte im Land Sachsen und Thüringen, in denen schon eine Reform der Amtsgerichtsbezirke durchgeführt wurde, haben nicht alle Amtsgerichte acht bis zehn Richterplanstellen. Dort gibt es noch Gerichte mit vier Richterplanstellen. Im weiteren spricht Frau Schindler auch die Schiedsstellen und die Grundbuchämter an. Die Bürgernähe muß in jedem Fall gewahrt bleiben. 





Für Herrn Halang ist zentrale Frage, ob die jetzt vorgeschlagene Neufassung der Amtsgerichtsbezirke nicht die Gebietsreform auf kommunaler Ebene vorwegnimmt. Nach seiner Auffassung ist vieles begründbar. Das Argument der Erreichbarkeit stellt er in Frage. Für den Fall des Verwaltungsgerichts Dessau wird dies nicht diskutiert.





Herr Kleefeld spricht sich dagegen aus, bei der kommenden Ausgestaltung des Rechtsweges die Schiedsstellen als obligatorische Gerichte einzubinden. Die Kosten sind enorm und die Schiedsfrauen und Schiedsmänner sind überfordert.





Herr Jantsch spricht sich dafür aus, die wahren Hintergründe der Neufassung der Amtsgerichtsbezirke zu ermitteln. Die obligatorische Zuständigkeit von Schiedsstellen bedeutet nur mehr Bürokratie und kommt im Hinblick auf die allein zu erwartende Verlängerung der Verfahrensdauer nicht in Betracht. Soweit Bundesgesetze für die Neugliederung ausschlaggebend sind, müssen diese vorliegen.





Herr Wolf schließt sich den Bedenken des Ausschusses bezüglich obligatorischer Schiedsverfahren an. Sollte es tatsächlich dazu kommen, sind die Schiedsmänner und -frauen dazu gezwungen, im Jahr auch tatsächlich Fallzahlen zu erledigen. Für schwierig hält er auch die Frage der Qualität der Schiedsmänner und -frauen. Mit steigender Fallzahl werden die Schiedsmänner und -frauen aber auch selbstbewußter und fordern von den Gemeinden eine entsprechende sachliche und persönliche Ausstattung. Das Land hat für den Fall, daß die Schiedsverfahren obligatorisch werden, finanzielle Unterstützung zugesagt. Es stellt sich nur die Frage, ob diese dann auch ausreichend ist. 





Die Frage, ob durch die Neugliederung der Amtsgerichtsbezirke die Gebietsreform vorweggenommen wird, hält Herr Wolf für berechtigt, verneint sie aber. Herr Wolf geht davon aus, daß die im Ende angestrebte Neugliederung des Rechtsweges auf Bestrebungen aus der Justiz selbst zurückgeht. Diese will sich von aus ihrer Sicht unnötigen Prozessen freihalten. Das kleinere Gerichte über eine durchaus beachtliche Effektivität verfügen, ist bekannt. Gleichzeitig weist er aber darauf hin, daß kleine Gerichte bei Ausfällen von Richtern des Landgerichts personelle Unterstützung erhalten. 





Frau Schindler berichtet, daß die Ministerin auf ihrer Bereisung darauf hingewiesen hat, daß Personalausfälle in größeren Gerichten leichter zu kompensieren sind und kleine Gerichte deswegen Unterstützung bekommen. 





Herr Bernicke kommt ebenfalls auf die Bereisung der Ministerin zu sprechen. Danach ist für den Standort Genthin wieder alles offen. Er selbst äußert sich aber insoweit pessimistisch. 





Herr Wolf betont nochmals, daß die Situation der Stellungnahme zum Eckpunktepapier für den SGSA sehr schwierig ist. Gleichzeitig ist es Aufgabe des Landes, wie es ”seine” Gerichtsbarkeit organisiert. Von kommunaler Seite wird auch immer die eigene Organisationshoheit betont. Der kommunalen Seite steht es aber gegenüber dem Land zu, auf einer gleichberechtigten Entwicklung von Kreisfreien Städten und dem kreisangehörigen Raum zu bestehen. Hierzu dürfte gehören, daß in einem Landkreis mindestens auch ein Amtsgericht angesiedelt ist. Im Einzelfall können dies auch aus Entfernungsgründen zwei Amtsgerichte sein. Im Kern geht es dem Land wohl darum, Kleinstgerichte mit zwei bzw. vier Richterplanstellen mit anderen Gerichten zusammenzulegen. Gerichte mit zur Zeit wohl sechs Richterplanstellen sind diskutabel, zumal sich diese Anzahl von Richterplanstellen mit der Umsetzung eines von Bundesseite kommenden Rechtspflegeentlastungsgesetzes erhöhen wird. Sollte der Eingangsstreitwert beim Amtsgericht bei 30 000 DM liegen, findet im Amtsgericht ein Stellenaufwuchs und am Landgericht ein Stellenabbau statt. 





Zu TOP 4 – 	Erfahrungsaustausch zur Neuregelung der Berufungszulassung in der


VWGO





Herr Wolf weist darauf hin, daß in der VGO mit der Neuregelung der Berufungszulassung schon etwas geregelt ist, was im Bereich der ZPO Gegenstand des zu erwartenden Rechtspflegeentlastungsgesetzes ist. So wie im Bereich der VGO auch im Bereich des Zivilprozesses der Sachvortrag auf die Erste Instanz beschränkt werden. Er empfehle den Verwaltungen die Mitarbeiter, die für die Vorbereitung von Rechtsstreitigkeiten verantwortlich sind, auf Schulungen zu schicken.





Herr Kleefeld berichtet, daß er nur positive Erfahrungen mit der Neuregelung der Berufungszulassungen in der VGO gemacht hat. Der gegnerischen Partei ist es bis jetzt nicht gelungen, die Voraussetzungen für eine Berufungszulassung zu erfüllen. Gleichzeitig berichtet er, daß, obwohl im Verwaltungsprozeß der Amtsermittlungsgrundsatz gilt, gerade die Zivilgerichte sehr ausführliche Auflagenbeschlüsse machen. Damit wird der Gegner überhaupt erstmalig in die Lage versetzt, seine Klage schlüssig zu machen.





Zu TOP 5 – 	Gemeindewirtschaftsrecht – neuester Stand-





Herr Wolf erinnert daran, daß der Rechts- und Verfassungsausschuß sich in seiner letzten Sitzung auf folgenden Inhalt einer neuen Wirtschaftsverfassung verständigt hat:





”Die Gemeinde ist bei ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit nicht auf ihr Gebiet beschränkt, sondern kann sich auch außerhalb betätigen oder beteiligen. Werden hierdurch geschützte Interessen der Nachbargemeinde berührt, bedarf es der vorherigen Abstimmung.” ��Dies ist auch auf ausdrücklichen Wunsch von Herrn Bürgermeister Platz beschlossen worden. Neben dem Örtlichkeitsprinzip ist im Gemeindewirtschaftsrecht auch das Subsidiaritätsprinzip neu zu diskutieren. Der mit dem Vorbericht versandte Entwurf aus Nordrhein-Westfalen enthält insoweit eine differenzierte Subsidaritätsklausel. Die Subsidarität öffentlicher wirtschaftlicher Betätigung gilt nicht mehr für die Bereiche Energieversorgung, Wasserversorgung, öffentlicher Personennahverkehr sowie den Betrieb von Telekommunikationsnetzen. In diesen klassisch kommunalen Wirtschaftsfeldern soll auf diese Art und Weise Waffengleichheit mit den Privaten hergestellt werden. Bis auf die Wasserversorgung handelt es sich auch um deregulierte Wirtschaftsbereiche.��Herr Jantsch spricht sich dafür aus, in der Regelung des Paragraphen 107 Abs. 3 den Hinweis auf S. 107 Abs. 1 zu streichen.��Herr Kleefeld betont, daß die wirtschaftliche Betätigung einer Gemeinde nicht mehr auf ihr Gebiet beschränkt sein soll.��Herr Bammel kommt auf einen Aufsatz von Herrn Kirchmer aus dem MI LSA in der Zeitschrift ”Kommunalpraxis 4/99” zu sprechen. Danach muß es im Land bereits einen Entwurf geben. Herr Wolf bestätigt, daß es einen Entwurf gibt. Gleichzeitig hat Herr Kirchmer gebeten, diesen noch nicht im größeren Kreis zu diskutieren. Den Aufsatz von Herrn Kirchmer finden Sie in der Anlage zu diesem Protokoll. Herr Bammel äußert sich positiv zu der Herausnahme einzelner Wirtschaftsbereiche aus dem Subsidaritätsprinzp. Gleichzeit macht er darauf aufmerksam, daß nach dem Aufsatz von Herrn Kirchmer auch die Anstalt als Organisationsform für eine wirtschaftliche Einheit diskutiert wird. Diese soll in der Lenkung flexibler ausgestaltet werden können als der Eigenbetrieb und gleichzeitig eine ausreichende Beteiligung der Gemeinde an den Unternehmensentscheidungen sichern. Dies ist auch der Vorteil gegenüber einer Aktiengesellschaft.��Herr Wolf bestätigt, daß von seiten des Landes die Anstalt als Rechtsform für unternehmerische Betätigung diskutiert wird. Der kommunale Einfluß in der Anstalt ist gesichert über den Verwaltungsrat, dessen geborener Vorsitzender der Bürgermeister ist. Geschäftsführungsorgan ist der Vorstand. Im Ende ist die Frage zu entscheiden, wieviel (politischen) Einfluß die Gemeinde auf das Unternehmen haben will bzw. soll. Bei einer Aktiengesellschaft ist dieser aus gesellschaftsrechtlichen Gründen am geringsten. Herr Kleefeld fragt, wer bei einem Unternehmen in der Form einer Anstalt haftet. Herr Wolf sagt, daß dies nach dem derzeitigen Entwurf die Gemeinde ist. Damit soll nach Herrn Kleefeld die Gemeinde auch Einfluß auf die Anstalt ausüben und dies, obwohl die unternehmerischen Entscheidungen im politischen Raum oft unzulänglich sind.��Der Ausschuß bittet darum, dem Land gegenüber deutlich zu sagen, daß Gesetzentwürfe, die die Gemeinde betreffen, frühzeitig mit ihnen diskutiert werden.





Zu TOP 6 – 	Abwasserbeseitigungspflicht auf Landkreisebene





Herr Dr. Kregel berichtet über ein Gespräch mit Frau Häußler über die beabsichtigte Änderung des § 157 Abs. 5 Wassergesetz. Das Land nimmt die prekäre Situation der Abwasserzweckverbände zum Anlaß, die Abwasserbeseitigungspflicht befristet auf die Landkreise übertragen zu können. Dabei geht es davon aus, daß Mittel der Kommunalaufsicht nicht ausreichen. Dies wird vom SGSA aber auch vom LKT bezweifelt. Für Dr. Kregel ist es nicht vorstellbar, daß der Landkreis die Pflicht, aber nicht die Anlagen hat. Auch kann der Landkreis keine Gebühren erheben.





Herr Erben bestätigt, daß der Bericht des Ministeriums für Raumordnung und Umwelt zur Situation der Abwasserzweckverbände nicht realitätsfern ist. Die Verwaltung der Verbände selbst ist eine Katastrophe. Unanfechtbare Bescheide werden nicht vollstreckt. Gemeinden bezahlen aus nicht nachvollziehbaren Gründen ihre Umlage nicht. 





Herr Bernicke berichtet, daß Genthin einen Verband übernimmt. Die richtige Struktur ist vorhanden.





Frau Schindler betont, daß der Bürger im Bereich Abwasser sehr sensibilisiert ist. Gegen Bescheide würden die Bürger sofort vorgehen. Darüber hinaus sind Verbände selbst sehr verunsichert und sind sich selbst nicht sicher, ob sie vor Gericht bestehen.





Herr Dieterich unterscheidet zwischen den ehemaligen Bereichen der MAWAG und der MIDEWA. Im Süden des Landes sieht es schlecht aus. Problematisch ist die Überschuldung der Zweckverbände. Gleichzeitig betont er, daß auch kleine Verbände wirtschaftlich arbeiten können. 





Herr Thiel spricht von einer Belastung des Zweckverbandes von ca. 100 Mio. DM aus Investitionen. Jetzt rentieren sich diese Investitionen nicht. Auch wenn der Zinsdienst noch erbracht werden kann, ist im Prinzip eine dauerhafte Senkung der Schuld selbst erforderlich. Das Problem werde mit einem neuen Aufgabenträger nicht besser.





Herr Bammel ist der Auffassung, daß nicht nur die Zweckverbände im Süden des Landes, sondern auch Zweckverbände im Norden des Landes in einer verheerenden Verfassung sind. Auf den Verbandsversammlungen geht es immer nur darum, daß der Preis stimmt. Der bereits vorhandene Verlust interessiert dabei keinen. Er selbst hofft auf neue Zusammensetzungen der Verbandsversammlungen. 





Frau Schindler macht darauf aufmerksam, daß sich ihr Verband die drei vom Land geforderten Fachleute (Bauingenieur, Verwaltungsfachwirt, Betriebswirt) nicht leisten kann. Was ihrem Verband dann noch vom Landkreis bestätigt wird. Frau Schindler bedauert, daß der Verband immer als etwas Selbständiges betrachtet wird, ohne daß die Vertreter in der Verbandsversammlung erkennen, daß der Verband auch ein Stück Gemeinde ist. 





Herr Bezdiczka ist gegen eine Verlagerung der Zuständigkeit auf den Landkreis. Damit entscheidet der Landkreis, die Gemeinde muß aber den Kopf hinhalten. 





Herr Kleefeld berichtet, daß die Verbandsversammlung oft nicht beschlußfähig ist. Die getätigten Investitionen finanzieren sich nicht. Zur Zeit werde eine Liquiditätshilfe für Zinszahlungen geleistet. Notwendig ist aber eine Entschuldung, um den Kapitaldienst dauerhaft zu begrenzen. 





Frau Schindler fragt, was bei einer Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht mit dem Vermögen ist. Geht dies gleichzeitig mit der Pflicht über? 





Herr Dieterich stellt fest, daß die Aufsicht versagt hat. Für ihn ist nicht erklärlich, wie der Verband in Stendal hat 250 Mio.DM Schulden aufnehmen können. Zur Zeit werden auch nur die Schulden verwaltet. 





Herr Kleefeld stellt fest, daß das Land mit seinem KAG auch nicht dafür sorgt, daß Geld in die Gemeindekasse kommt. 





Herr Dr. Kregel ist der Auffassung, daß man bei der Lösung des Problems wohl Verband für Verband durchgehen muß. 





Herr Bezdiczka ist der Auffassung, daß man auch kleinere Anlagen mit der Möglichkeit der Versickerung im Land zulassen muß. 





Herr Erben bemerkt, daß die Gräben trocken liegen und für eine Einleitung nicht geeignet sind. 





Herr Thiel spricht sich dafür aus, daß die Schulden gekappt werden.





Herr Dieterich macht den Vorschlag, daß man hierfür nicht abgerufene Fördermittel verwenden kann. 





Frau Schindler berichtet, daß ihr besonders die Kosten für die Beseitigung des Niederschlagswassers Sorgen bereiten. Im Ort ist ein Mischkanalsystem vorhanden, und entsprechend schwierig ist die Umrechnung der Förderung auf die Beiträge und Gebühren. Für Niederschlagswasser gibt es keinen Anschluß- und Benutzungszwang. Auch die Sanierungshilfe gibt es nicht für Niederschlagswasser.





Der Ausschuß lehnt die Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht auf die Landkreise als gänzlich untaugliches Mittel zur Lösung der Abwasserproblematik ab.





Zu TOP 7 – 	Stand der vom Prozeßkostenfonds des SGSA unterstützten Klagen





Sowohl bei der noch offenen Klage der Gemeinde Loitsche gegen das Land als auch der Gemeinde Burgkemnitz gegen die Deutsche Bahn-AG muß das Gericht dem Verfahren Fortgang gewähren. 





Im weiteren geht Herr Wolf auf den als Tischvorlage unterbreiteten Fall der Gemeinde Görschen gegen die Treuhandliegenschaftsgesellschaft mbH (TLG) ein. Nach Diskussion lehnt der Ausschuß die Unterstützung des Prozesses der Gemeinde Görschen gegen die TLG ab. Es fehlt an der grundsätzlichen Bedeutung. 





Zu TOP 8 – 	Anfragen/Anregungen





Herr Bammel bittet, die nächste Sitzung bereits jetzt zu terminieren. 





Frau Schindler weist darauf hin, daß sich Beratungsbedarf früher bilden kann, so daß ein jetzt festgesetzter Termin zu spät kommt. Gleichzeitig stellt sie fest, daß der Ausschuß wieder zusammenkommt, wenn das Gemeindewirtschaftsrecht zur Beratung ansteht.





Darüber hinaus sprechen sich die Ausschußmitglieder dafür aus, die künftigen Sitzungen straffer zu gestalten.











Schindler 						Wolf


Vorsitzende						Protokollführer
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